
Liebe Leserin, lieber Leser,

Ferien- und Urlaubsimmobilien erfreuen sich ungebrochener Beliebtheit – sei 
es als eigenes Refugium an Nord- und Ostsee, in den Alpen oder im sonnenver-
wöhnten und gern vom Meer umtosten europäischen Ausland. Die Rechtspraxis 
sieht sich hierbei mit einer Vielzahl von Fragestellungen konfrontiert, die vom 
Erwerb über die Vermarktung bis hin zur Zwangsvollstreckung reichen. Beim 

 Erwerb von Ferienimmobilien stehen verschiedene Modelle zur Verfügung. Neben dem klassischen Kauf 
bieten sich Teilzeitnutzungsrechte (Time-Sharing) und Fractional Ownership als Alternativen an, insbe-
sondere dann, wenn der direkte Erwerb durch Ausländer in einigen Ländern Beschränkungen unterliegt 
oder gänzlich untersagt ist (z. B. Österreich oder Dänemark). Diese Modelle genießen ein erhöhtes Ver-
braucherschutzniveau, das durch Art. 6 Abs. 4 c Rom I-VO speziell für Time-Sharing-Verträge vorgesehen 
ist. Schließlich kommen auch Miet- oder Pachtmodelle in Betracht, die zwar kein Eigentum vermitteln, 
aber dennoch dauerhafte Nutzungsrechte einräumen können.

Die Vollstreckung in Ferien- und Urlaubsimmobilien wirft besondere Fragen auf: Bei inländischen Immo-
bilien gilt das ZVG uneingeschränkt. Für die Zwangsvollstreckung in ausländische Immobilien sind die 
Vorschriften über die Vollstreckbarerklärung ausländischer Titel (§§ 722 ff. ZPO) sowie die einschlägigen 
staatsvertraglichen Regelungen und EU-Verordnungen zu beachten. Die Vollstreckung in Time-Sharing-
Rechte oder Teilzeitnutzungsrechte gestaltet sich oft komplex, da es sich hierbei regelmäßig „nur“ um 
schuldrechtliche Nutzungsrechte handelt, die nicht zwangs-versteigert werden können.

Die aktuelle Rechtsprechung der letzten sechs Monate befasst sich intensiv mit zivil- und vollstreckungs-
rechtlichen Fragen rund um Immobilien. Der BGH entschied am 27.03. 2026 über einen Immobilienkauf-
vertrag in einem Wochenendhausgebiet, in dem das Objekt im Maklerexposé als freistehendes Einfami-
lienhaus bezeichnet wurde, obwohl eine Nutzung zum allgemeinen Wohnen baurechtlich nicht zulässig 
war (BGH, Az. V ZR 169/24). Der Fall verdeutlicht die Bedeutung sorgfältiger Aufklärungspflichten beim 
Immobilienverkauf und die Risiken unzutreffender Objektbeschreibungen. In vollstreckungsrechtlicher 
Hinsicht klärte der BGH mit Beschluss vom 23.04. 2026 (V ZB 47/25) die umstrittene Frage, ob ein Zes-
sionar eines Anspruchs auf Rückgewähr einer Sicherungsgrundschuld Beteiligter des Zwangsversteige-
rungsverfahrens nach § 9 Nr. 2 ZVG ist. Der V. Zivilsenat entschied, dass ein solcher Rückgewähranspruch 
nicht zur Beteiligtenstellung führt, da es sich um einen schuldrechtlichen Anspruch handelt, der nur bei 
Sicherung durch eine Vormerkung eine Beteiligung begründen könnte. Diese Entscheidung ist von prak-
tischer Bedeutung für die Praxis der Zwangsversteigerung, da sie Klarheit über die Verfahrensbeteiligung 
bei abgetretenen Rückgewähransprüchen schafft (s. dazu die Anm. von Hilmer in diesem Heft).

Das Recht der Ferien- und Urlaubsimmobilien ist in ständiger Bewegung. Es bleibt abzuwarten, wie sich 
die Rechtsprechung insbesondere im Hinblick auf die zunehmende Digitalisierung der Vermarktung und 
die wachsende Bedeutung von Sharing-Economy-Modellen entwickeln wird.
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